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3 2 6 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 24. Juli 1984 über die Ausgabe
von Scheidemünzen zu 500 Schilling

„700 Jahre Stift Stams"

Auf Grund des § 1 des Scheidemünzengesetzes
1963, BGBl. Nr. 178, in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. Nr. 118/1980 wird verordnet:

§ 1. Anläßlich des 700 Jahr-Jubiläums des Stiftes
Stams werden ab dem 2. Oktober 1984 Scheide-
münzen zu 500 Schilling ausgegeben.

§ 2. Die Münzen sind aus einer Legierung von
925 Tausendteilen Silber und 75 Tausendteilen
Kupfer herzustellen. Ihr Durchmesser hat 37 mm,
ihr Rauhgewicht 24 g und ihr Feingewicht 22,2 g
Feinsilber zu betragen. Abweichungen dürfen im
Feingehalt 5/1000 und im Rauhgewicht 10/1000 nicht
übersteigen.

§ 3. Für die äußere Gestalt der Münze sind die
Abbildung und folgende Bestimmungen maßge-
bend:

(1) Die eine Seite hat eine Ansicht des Stiftes
Stams, darunter das Wappen des Bundeslandes
Tirol, die Jahreszahl „1984" sowie die Umschrift
„700 JAHRE STIFT STAMS TIROL" zu zeigen.

(2) Die andere Seite hat in der Mitte die Zahl
„500", darunter das Wort „SCHILLING", ferner
in kreisförmiger Reihung das Bundeswappen und
die Wappen der neun Bundesländer sowie die
Umschrift „REPUBLIK ÖSTERREICH" zu tra-
gen.

(3) Beide Seiten sind mit einer erhöhten Randlei-
ste zu umrahmen. Der Rand der Münze ist glatt zu
gestalten und hat die vertiefte Inschrift „FUENF-
HUNDERT SCHILLING" aufzuweisen.
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327. Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 27. Juli 1984 betref-
fend die Auflassung eines für den Durchzugs-
verkehr entbehrlich gewordenen Abschnittes
der B 161 Paß Thurn Straße im Bereich der
Gemeinden Oberndorf in Tirol und St. Johann

in Tirol

Auf Grund des § 4 Abs. 2 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 63/1983 wird verordnet:

Der Straßenteil der B 161 Paß Thurn Straße von
km 157,510 (alt) bis km 160,585 (alt) wird, soweit
er durch die Umlegung auf den bereits fertiggestell-
ten und verkehrsübergebenen — mit Verordnung
vom 17. Juli 1978, BGBl. Nr. 348, bestimmten —
Abschnitt für den Durchzugsverkehr entbehrlich
wurde, als Bundesstraße aufgelassen.

Sekanina

328. Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 27. Juli 1984 betref-
fend die Bestimmung des Straßenverlaufes der
B 187 Ehrwalder Straße im Bereich der

Gemeinde Ehrwald

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 63/1983 wird verordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 187
Ehrwalder Straße wird im Bereich der Gemeinde
Ehrwald wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse zweigt bei
km 4,84 (alt) von der bestehenden Bundesstraße ab,
überbrückt in der Folge die Loisach und bindet bei
km 5,09 (alt) wieder in den Bestand ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der neu herzustel-
lenden Straßentrasse aus den beim Bundesministe-
rium für Bauten und Technik, beim Amt der Tiro-
ler Landesregierung sowie bei der Gemeinde Ehr-
wald aufliegenden Planunterlagen (Plan Nr. 14 105
im Maßstab 1 : 1000) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Sekanina

329: Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 27. Juli 1984 betref-
fend die Auflassung eines für den Durchzugs-
verkehr entbehrlich gewordenen Abschnittes
der B 189 Mieminger Straße im Bereich der

Gemeinde Obsteig

Auf Grund des § 4 Abs. 2 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 63/1983 wird verordnet:

Der Straßenteil der B 189 Mieminger Straße von
km 11,74 (alt) bis km 13,10 (alt) wird, soweit er
durch die Umlegung auf den bereits fertiggestellten
und verkehrsübergebenen — mit Verordnung vom
5. Mai 1976, BGBl. Nr. 202, bestimmten —
Abschnitt für den Durchzugsverkehr entbehrlich
wurde, als Bundesstraße aufgelassen.

Sekanina

330. Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 30. Juli
1984 über den Befähigungsnachweis für das
gebundene Gewerbe der Kunststoffverarbeiter

Auf Grund des § 22 Abs. 3 und des § 103 Abs. 1
lit. b und Abs. 2 der Gewerbeordnung 1973, BGBl.
Nr. 50/1974, wird verordnet:

§ 1. Die Befähigung für das gebundene Gewerbe
der Kunststoffverarbeiter (§ 103 Abs. 1 lit. b Z 31
GewO 1973) ist durch folgende Belege nachzuwei-
sen:

1. Zeugnisse über
a) die erfolgreiche Absolvierung der Studien-

richtung Kunststofftechnik an einer inländi-
schen Universität und

b) eine mindestens einjährige fachliche Tätig-
keit

oder

2. Zeugnisse über
a) den erfolgreichen Besuch der Höheren tech-

nischen Lehranstalt für Kunststofftechnik
oder einer Sonderform dieser Lehranstalt
und

b) eine mindestens zweijährige fachliche Tätig-
keit

oder

3. Zeugnisse über
a) die erfolgreich abgelegte Lehrabschlußprü-

fung im Lehrberuf Kunststoffverarbeiter oder
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den erfolgreichen Besuch einer nicht unter
die Z 1 oder 2 fallenden Schule, durch den
die Lehrabschlußprüfung in diesem Lehr-
beruf auf Grund von Vorschriften gemäß
§ 28 des Berufsausbildungsgesetzes, BGBl.
Nr. 142/1969, in der Fassung der Berufsaus-
bildungsgesetz-Novelle 1978, BGBl. Nr. 232,
ersetzt wird, und

b) eine mindestens dreijährige, nicht im Rahmen
eines Lehrverhältnisses zurückgelegte fachli-
che Tätigkeit

oder

4. Zeugnisse über
a) die erfolgreich abgelegte Lehrabschlußprü-

fung im Lehrberuf Drechsler oder den erfolg-
reichen Besuch einer nicht unter die Z 1, 2
oder 3 fallenden Schule, durch den die Lehr-
abschlußprüfung in diesem Lehrberuf auf
Grund von Vorschriften gemäß § 28 des
Berufsausbildungsgesetzes, BGBl. Nr. 142/
1969, in der Fassung der Berufsausbildungs-
gesetz-Novelle 1978, BGBl. Nr. 232, ersetzt
wird, und

b) eine mindestens vierjährige, nicht im Rahmen
eines Lehrverhältnisses zurückgelegte fachli-
che Tätigkeit

oder

5. Zeugnisse über
a) den erfolgreichen Besuch der Werkmeister-

schule für Berufstätige für Kunststofftechnik
und

b) eine mindestens vierjährige fachliche Tätig-
keit.

§ 2. Diese Verordnung tritt mit 1. Oktober 1984
in Kraft.

Steger

3 3 1 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 1. August
1984, mit der die Verordnung über die Einbe-
ziehung von Bier und Hühnereiern in das Ver-
bot des Verkaufes unter dem Einstandspreis

geändert wird

Auf Grund des § 3 b des Bundesgesetzes vom
29. Juni 1977, BGBl. Nr. 392, zur Verbesserung der
Nahversorgung und der Wettbewerbsbedingungen
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 121/1980 wird verordnet:

Artikel I

Die Verordnung des Bundesministers für Han-
del, Gewerbe und Industrie vom 19. August 1980,
BGBl. Nr. 389, über die Einbeziehung von Bier und
Hühnereiern in das Verbot des Verkaufes unter
dem Einstandspreis in der Fassung der Verordnung
BGBl. Nr. 426/1983 wird wie folgt geändert:

Im § 2 ist das Datum „31. August 1984" durch
das Datum „31. August 1985" zu ersetzen.

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. September 1984 in
Kraft.

Steger
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